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Eine wacklige Handy-Kamera schwenkt 
langsam über den Schauplatz. Tote 
Männer liegen im Gras verstreut. Ei-
nem Opfer fehlt das rechte Auge, meh-
rere Körper sind verkohlt, einer brennt 
noch. Ein Kriegsschauplatz in Süd- 
kurdistan, so die Hintergrundinfo. Das 
Video dokumentiert eine erfolgreiche 
Kampfhandlung der Peschmerga gegen 
IS-Kämpfer. Der Nutzer stellte das Pro-
pagandavideo bei YouTube ein, um, so 
schrieb er, die Schrecken des Krieges 
anzuprangern.

Die MA HSH prüfte insgesamt elf ver-
gleichbare Videos. Diese zeigten de-
tailliert, fokussiert und ungefiltert Men-
schen, die schweren körperlichen oder 
seelischen Leiden ausgesetzt waren, 
oder grausame und unmenschliche Ge-
walttätigkeiten gegen Menschen, wie  
zum Beispiel brutale Enthauptungen. Die 
Richtlinien von YouTube erlauben solche 
Videos, wenn sie einen tagesaktuellen 
oder dokumentarischen Informations-
wert haben und der Nutzer ausreichend 
Informationen zur Verfügung stellt,  
damit der Zuschauer diese Videoinhal-

te richtig einordnen kann. Doch was die 
YouTube-Richtlinien noch erlauben, ist 
nach deutschem Recht nicht immer zu-
lässig. 

Der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag 
(JMStV) schreibt nämlich vor, dass man 
mit sensiblem Bildmaterial maßvoll um-
gehen muss. Die Visualisierung der grau-
samen Handlungen und schweren Ver-
letzungen in den Videos war aber alles  
andere als maßvoll. Sie ging deutlich 
über das hinaus, was nach dem Gesetz 
noch zulässig sein kann. Die Videos 
stellten die Opfer und ihr Leid in Nah-
aufnahme zur Schau. Sie instrumenta-
lisierten ihre Wunden und ihr Leid zur 
Verdeutlichung einer Botschaft und wür-
digten die Opfer damit zu Objekten und 
zu einem bloßen Mittel zum Zweck he-
rab. Diese lang ausgespielten Leidens- 
oder Gewaltdarstellungen verletzten die 
Menschenwürde der Opfer. 

Die YouTube-Nutzer gaben an, Kriegs-
gräuel dokumentieren und anprangern 
zu wollen. Keiner dieser Zwecke konnte 
aber die Veröffentlichung dieser grau-

samen Szenen legitimieren. Sie hätten 
auch mit weniger drastischem Bildma-
terial erreicht werden können. Bereits 
wenige, verpixelte, unbewegte Bilder 
beispielsweise hätten die Botschaft hin-
reichend transportiert, ohne dass dabei 
die Menschenwürde der Opfer verletzt 
worden wäre. Ein berechtigtes Interesse 
an der Veröffentlichung dieser Darstel-
lungen war somit nicht erkennbar. 

Grundsätzlich gilt: Die Grenze des Zu-
lässigen wird bei lang ausgespielten, 
ungefilterten Nahaufnahmen von Ge-
walthandlungen oder Kriegsgräuel über-
schritten, unabhängig von der Absicht 
der Verbreitung.

YouTube hatte die Jugendschutzrele-
vanz der Videos bereits erkannt. Die 
Videos waren mit einem Warnhinweis 
versehen worden und erst nach Anmel-
dung sichtbar, für Nutzer im Übrigen, die 
bei der Anmeldung angaben, volljährig 
zu sein. Diese Maßnahme stellt jedoch 
keine ausreichende Jugendschutzmaß-
nahme nach dem JMStV dar. Solche 
Videos dürfen in Deutschland nämlich 

gar nicht verbreitet werden. Die Schutz- 
wirkung ist außerdem minimal, da You-
Tube Altersangaben nicht verifiziert. 

Die MA HSH teilte dem US-amerikani-
schen Unternehmen ihre Rechtsauf-
fassung mit und bewirkte, dass die elf  
Videos für Deutschland gesperrt wur-
den.
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der gute Zweck heiligt nicht jedes Mittel - 
Youtube sperrt elf Gräuelvideos
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Relevante Rechtsgrundlagen:

§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 JMStV

Angebote sind unzulässig, wenn sie grau-
same oder sonst unmenschliche Gewalt-
tätigkeiten gegen Menschen in einer Art 
schildern, die eine Verherrlichung oder 
Verharmlosung solcher Gewalttätigkei-
ten ausdrückt oder die das Grausame 
oder Unmenschliche des Vorgangs in 
einer die Menschenwürde verletzen-
den Weise darstellt; dies gilt auch bei  
virtuellen Darstellungen.

§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 JMStV

Angebote sind unzulässig, wenn sie gegen 
die Menschenwürde verstoßen, insbeson-
dere durch die Darstellung von Menschen, 
die sterben oder schweren körperlichen 
oder seelischen Leiden ausgesetzt sind 
oder waren, wobei ein tatsächliches Ge-
schehen wiedergegeben wird, ohne dass 
ein berechtigtes Interesse gerade für 
diese Form der Darstellung oder Bericht-
erstattung vorliegt; eine Einwilligung ist 
unbeachtlich.

Der in § 4 Abs. 1 Nr. 5 und 8 JMStV ver-
wandte Begriff der „Menschenwürde“ 

ist gleichbedeutend mit dem Ausdruck 
„Würde des Menschen“ in Art. 1 Abs. 1 
Grundgesetz (GG). 

Nach ständiger Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichtes ist unter 
der Menschenwürde der soziale Wert- 
und Achtungsanspruch des Menschen 
zu verstehen, der es verbietet, den  
Menschen zum bloßen Objekt des  
Staates zu machen oder ihn einer Be-
handlung auszusetzen, die seine Subjekt-
qualität prinzipiell in Frage stellt.


